
BUNDESSOZIALGERICHT'

Im Namen des Volkes Verkündetam
12.Juni1996

Urteil

in dem Rechtsstreit
.

Az.: 5 RJ 110195

'
_
Prozeßbevollmächtigte: ......................................... ,

gegen

Landesversicherungsanstalt Niederbayern-Oberpfalz, -
Landshut, Am Alten Viehmarkt 2,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

. f Der 5. Senat des Bundessazialgerr'chts hat auf die mündliche Verhandlung

"
vom 12. Juni 1996 durch den Vorsitzenden Richter Prof. Dr. B a | t z e r ,
die Richter 8 a u rn a n n und Dr. F ic h t e sowie die ehrenamt-

lr-."-'
_". liche Richterin D i e d r i c h und den ehrenamtlichen Richter

B i s w a n g e r
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden—

Württemberg vom 9. Mai 1995 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten auch für das Revi-

sionsverfahren nicht zu erstatten.
.
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Streitig ist, ob der Kläger gegen die Beklagte einen Anspruch auf Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit lEUl, hilfsweise Berufsunfähigkeit (BU) hat.

Der 1943 geborene Kläger stammt aus dem ehemaligen Jugoslawien. Er hat dort

nach seinen Angaben eine Ausbildung zum Zimmermann begonnen, jedoch nicht

mit einer Prüfung abgeschlossen. Danach hat er von 1960 bis Juli 1966 in der

Landwirtschaft seines Vaters und als Straßenbauarbeiter gearbeitet. In der Bun-

' desrepublik Deutschland war er von“ 1966 bis 1991 als Zimmermannhelfer/

‘Fassadenbauhelfer und als Bauhilfsarbeiter versicherungspflichtig beschäftigt.

Danach wurde er arbeitsunfähig krank und ist seit August 1992 arbeitslos. Im

September 1991 beantragte er bei der Beklagten die Gewährung einer Rente

wegen verminderter Erwerbsfählgkelt. Diesen Antrag lehnte die Beklagte ab. weil

EU
oder

BU nicht gegeben seien [Bescheid vom 8. März 1993; Widerspruchsbe-

scheid vom 16. Juli 1993). Das Sozialgericht Stuttgart hat die Klage mit der

Begründung abgewiesen, daß
der

Kläger noch in der Lage sei. vollschichtig kör-

perlich leichte Arbeiten zu ebener Erde, ohne häufiges Treppensteigen, ohne regel-

mäßiges Heben und Tragen von Lasten über 10 kg zu verrichten [Urteil vom

26. September 1994). Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klä-

gers zurückgewiesen (Urteil vom 9. Mai 1995). Es hat ausgeführt: Der Kläger sei

nicht erwerbs- oder berufsunfähig. Mit dem festgestellten Leistungsvermögen sei

er auf dem für ihn maßgebenden allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig einsatz-

fähig. Der konkreten Benennung einer Verweisungstätigkeit bedürfe es nicht.

Der Kläger hat die vom Senat zugelassene Revision eingelegt. Er rügt die Verlet-

zung materiellen Rechts und trägt vor: Sofern die bei ihm festgestellten Leistungs-

einschränkungen nicht bereits eine sog Summierung ungewöhnlicher Leistungsein-

schränkungen darstellten und schon nach der bisherigen Rechtsprechung des Bun-

dessozialgerichts (BSGl die konkrete Benennung einer Verweisungstätigkeit erfor-

derten, sei eine Benennung jedenfalls deshalb notwendig, weil für die Versicher-

tengruppe, welcher der Kläger angehöre, eine erhebliche Gefahr der Verschlus-

senheit des Arbeitsmarktes bestehe, wie sich aus den Vorlagebeschlüssen des

13. Senats an den Großen Senat lGrSl des BSG vom 23. November 1994 in den

Verfahren 13 RJ 19/93‚ 13 RJ 71/93. 13 RJ 73/93 und 13 RJ 1194 ergebe.
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Der Kläger beantragt,

' ‚
7

das Urteil des Landessoziaigerichts Baden—Württemberg vom 9. Mai

1995 sowie das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 26. Septem—

ber 1994 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung ihres

Bescheides vom 8. März 1993 in der Gestalt des Wider5pruchsbe-
.. scheides vom 16. Juli 1993 zu verurteilen, dem Kläger ab 1. Okto-

ber 1991 Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, hilfsweise Berufsunfähig-

keit, Zu gewähren,

hilfsweise, das Ruhen des Verfahrens anzuordnen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und sieht keinen Anlaß für eine

Aussetzung des Verfahrens bis zur Entscheidung des GrS des BSG.

Die zulässige Revision ist unbegründet. Das LSG hat zu Recht entschieden, daß

dem Kläger keine Rente wegen EU oder BU zusteht.

Soweit der Kläger
lsich

zur Begründung seiner Revision auf die Vorlagebeschlüsse

des 13. Senats des BSG vom 23. November 1994 in den Verfahren 13 RJ

19/93, 13 RJ 71/93, 13 RJ 73/93 um:. 13 RJ ”94 bezieht, hält der Senat sein

Vorbringen für unerheblich und verweist auf die Gründe seines Urteils vom
' 14. September 1995 - 5 RJ 50/94 - {SozR 3-2200 & 1246 Nr 50 = SGb 1995.

-'603 = N28 1996,2281. '
in dieser Entscheidung ist auch ausgeführt, daß der Senat wegen der Vorlage zur

Rechtsfortbildung nach 5 41 Abs 4 des Sozialgerichtsgesetzes 13661 an einer

Entscheidung nicht gehindert ist und der Kläger bei einer abweichenden Entschei-

dung des GrS nach Maßgabe der 55 44 ff des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch

' - Verwaltungsverfahren - (SGB Xi geschützt wird. Daß dieser Schutz nur ,

längstens für einen Zeitraum von bis zu vier Jahren in die Vergangenheit zurück-

reicht, ist eine sozialpoiitische Entscheidung des Gesetzgebers, die als Grundsatz-

regelung für alle Fälle einer nachgeholten Leistungserbringung - dh nicht nur für
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Streitigkeiten wie die vorliegende - gilt, und die der Senat nicht dadurch korrigie-

ren kann, daß er entscheidungsreife Sachen unentschieden läßt.

Wie im Senatsurteil vom 14. September 1995 (5 RJ 50/94, aaO) im einzelnen

ausgeführt, ist die bisherige Rechtsprechung des BSG zur
Verschlossenheit

des

Arbeitsmarktes nicht ergänzungsbedürftig. Insbesondere stellen die beim Kläger

bestehenden ge3undheitlichen Einschränkungen qualitativer Art keine Summierung

ungewöhnlicher Leistungseinschränkungen dar. Vielmehr handelt es sich um eini-

ge - wenn auch nicht unerhebliche - gewöhnliche Leistungseinschränkungen, die

nicht dazu führen, daß der Kläger nur noch unter nicht betriebsüblichen Arbeitsbe-

dingungen arbeiten könnte.

Im übrigen hat der Gesetzgeber durch die im Zweiten Gesetz zur Änderung des

Sechsten Buches Sozialgesetzbuch lZweites SGB VI-Änderungsgesetz

- 2. SGB VI-ÄndG) vom 2. Mai 1996 (BGBl ! S 659) vorgenommene Ergänzung

des 5 43 Abs 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenver-

sicherung - (SGB VI) klargestellt, daß nicht berufsunfähig ist, wer eine zumutbare

Tätigkeit vollschichtig ausüben kann, wobei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht

zu berücksichtigen ist. Entsprechend steht ein vollschichtiges Leistungsvermögen

- ohne Berücksichtigung der jeweiligen Arbeitsmarktlage - erst recht der Annahme

von EU entgegen. 5 44 Abs 2 Satz 2 Nr 2 SGB Vi. Dies gilt gemäß E 302b

Abs 3 SGB VI idF des 2. SGB Vl-ÄndG für alle Versicherten, deren Rente wegen

verminderter Erwerbsfähigkeit vor dem 1. Juni 1996 noch nicht begonnen hat. Im

' vorliegenden Fall hat die Rente des Klägers, da über sie noch nicht abschließend

("rechtskräftig") entschieden ist, noch nicht "begonnen". Dabei kann es wegen

der klarstellenden Funktion der Rechtsänderung (BT—Drucks 13/2590, S 19;

13/3697, S 1, 3 ff; 133907, 3 1, 5 ff} keinen Unterschied machen, ob der

Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung nach den Vorschriften des SGB VI

oder - wie im Falle des Klägers - nach den im wesentlichen gleichlautenden

Normen der 55 1246, 1247 der Reichsversicherungsordnung zu beurteilen ist.

Dem vom Kläger sinngemäß bzw ausdrücklich gestellten Antrag, den Rechtsstreit

bis zur Entscheidung des GrS auszusetzen oder das Ruhen des Verfahrens anzu-

ordnen, kann nicht entsprochen werden, weil die gesetzlichen Voraussetzungen

fehlen (5 114 SGG bzw 5 202 SGG iVm 5 251 Zivilprozeßordnung).

Die Kostenentscheidung beruht auf € 193 Abs 1 SGG.
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